
Kirchengericht 
 

für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
 
Evangelische Landeskirche und Diakonie in Württemberg 

 
 
 

2 AS 6/2020 D 
 
 

Beschluss vom 17. März 2021 
 
 
In der mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeit mit den Beteiligten 
 
 
1. ......... 
 
 - Antragsteller -  
 
2. .......... 
 - Beteiligte Ziffer 2 - 
 
 
 
 
 
 
Erschienen bei Aufruf der Sache: 
 
Für die Antragstellerin der Vorstandsvorsitzende .............. in Begleitung von Herrn Rechtsan-
walt ................ als Beistand; 
 
für die Beteiligte Ziffer 2 die MAV-Vorsitzende .......... in Begleitung von Herrn Rechtsanwalt 
.............. als Beistand.  
 
  



 
Es wird festgestellt, dass die Antragsgegnerin kein Recht hat, die Zustimmung zur Eingrup-
pierung der Mitarbeiterin .......... in TVöD S 11 b Stufe 1 mit Wirkung vom 1. Mai 2020 zu ver-
weigern.  
 
Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen.  
 
 
 

Gründe 
 
 

I. 
 
Es wird festgestellt, dass der Mitarbeitervertretung kein Grund zur Verweigerung der Zustim-
mung gemäß § 41 MVG.Württemberg zur Eingruppierung der Dienstnehmerin .......... vor-
liegt. Die Beteiligten streiten sich um die korrekte Eingruppierung der Dienstnehmerin ...........  
 
Die Dienstnehmerin ..........  ist als Sozialpädagogin angestellt; sie ist in der .......... tätig. Das 
Dienstverhältnis hat am 1. Mai 2020 begonnen. Die Zustimmung zur Einstellung hat die Mit-
arbeitervertretung nicht verweigert, jedoch die Zustimmung zur korrekten Eingruppierung 
nach TVöD bzw. TV SuE bzw. AVR-Württemberg/I.  
 
Mit Schreiben von 30. März 2020 hat die Dienstgeberin die Mitarbeitervertretung über die be-
absichtigte Beschäftigung von .......... als Sozialpädagogin mit staatlicher Anerkennung und 
entsprechender Tätigkeit bei der .......... und deren beabsichtigte Eingruppierung unterrichtet. 
Die Mitarbeitervertretung erklärte die Erörterungen mit Schreiben vom 4. Juni 2020 für been-
det und erhob den Einwand, dass die Eingruppierung für die Tätigkeit in der .......... unzutref-
fend sei, diese sei zu gering. .......... sei in die Entgeltgruppe S 12 einzugruppieren. Ihre aus-
zuführende Tätigkeit entspreche der Schwierigkeit nach den in der Protokollerklärung Num-
mer 12 aufgeführten Tätigkeiten.  
 
 
Die Dienstgeberseite hat beantragt, die Dienstnehmerin .......... in Entgeltgruppe S 11 b ein-
zugruppieren.  

 
 
Mit ihrem beim Kirchengericht (MVG) eingegangenen Antrag vom 25. Juni 2020 begehrt die 
Dienstgeberseite festzustellen,  
 

dass die von der Mitarbeitervertretung verweigerte Zustimmung zur Eingruppierung 
der Dienstnehmerin .......... als erteilt gilt. 

 
Hilfsweise festzustellen,  
 

dass die Mitarbeitervertretung kein Recht hat, die Zustimmung zur Eingruppierung der 
Dienstnehmerin .......... zu verweigern.  

 
  



 
Die Dienstgeberin führt zur Begründung aus, gemäß der Stellenbeschreibung übernehme die 
Dienstnehmerin in der .......... folgende Aufgaben: Streetwork aufsuchende Arbeit, Kontakt-
aufnahme und Vermittlung an weitere Stellen, Betreuung Offener Treff, Projektarbeit, Quali-
tätssicherung, etc.  

 
Die Streetwork aufsuchende Arbeit verbindet sich weiter im Kontaktieren von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen in unterschiedlichen Szenen, konkreten Hilfestellungen in akuten 
Gefährdungssituationen, Beratung, Begleitung und Weitervermittlung, enge Kooperation mit 
den Kostenträgern, Netzwerken mit anderen Hilfsangeboten, Durchführen von Aktionen und 
Öffentlichkeitsarbeit.  
 
Schwierige Tätigkeiten seien dabei von der Dienstnehmerin .......... in der .......... nicht auszu-
führen. Eine Beratung von Suchtmittelabhängigen, eine Beratung von HIV-Infizierten oder 
AIDS-erkrankten Personen, die begleitende Fürsorge für Heimbewohner oder nachgehende 
Fürsorge für ehemalige Heimbewohner, die begleitende Fürsorge für Strafgefangene, die 
Koordinierung der Arbeit mehrerer Beschäftigter sei nicht Teil der Tätigkeit der Dienstnehme-
rin. Auch vergleichbar schwierig zu bewertende Tätigkeiten lägen nicht vor. Die wichtigsten 
Tätigkeitsfelder der Sozialpädagogin lägen in der Sozialberatung und im sozialen Manage-
ment von Jugendlichen. Schwerpunkt der Sozialberatung sei das Kontaktieren von Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen in unterschiedlichen Szenen, das Bieten von Hilfestellungen 
in akuten Gefährdungssituationen, das Netzwerk mit anderen Hilfsangeboten, die Durchfüh-
rung von Aktionen und Öffentlichkeitsarbeit. Selbst die Mitarbeitervertretung behaupte nicht, 
dass die Dienstnehmerin entsprechende schwierige Tätigkeiten ausübe, sondern nur ver-
gleichbar sei.  
 
 

 
Die Mitarbeitervertretung führt zur Begründung aus, in die Entgeltgruppe S 12 müsse ein-
gruppiert werden, wer das Heraushebungsmerkmal „schwierige Tätigkeiten“ erfülle. Insoweit 
sei durch die Mitarbeitervertretung auf die Protokollerklärung Nummer 12 der Tarifvertrags-
parteien verwiesen worden. 

 
Die dort aufgeführten Aufzählungen seien nicht konativ der dort genannten Tätigkeiten.  
 
Es sei aber erkennbar, dass in dieser Protokollerklärung die genannten dortigen Tätigkeiten 
herausgehoben würden, weil die Sozialarbeiterinnen es mit einem schwierigen Personen-
kreis zu tun hätten.  
  



 
Schwierig in dem Zusammenhang sei die Biografie von Klienten gegebenenfalls sowie even-
tuelle Suchtmittelabhängigkeiten oder aber eine HIV-Erkrankung. Zwar habe die .......... nicht 
mit einer bestimmten Klientel zu tun, also etwa nur Suchtmittelanhängige oder HIV-Infizierte 
oder Strafgefangene, jedoch zeichne sich die Klientel dadurch aus, dass zum Beispiel es 
sich genau um diesen Klientenkreis handele, der in der Protokollerklärung Nummer 12 be-
schrieben sei. Auch die Protokollerklärung selbst gehe nicht von einer abschließenden Rege-
lung aus, sondern habe nur beispielhaft Aufzählungen vorgenommen. In anderen Städten 
und Kommunen werde daher üblicherweise in Entgeltgruppe S 12 eingruppiert, so müsse es 
auch hier erfolgen.  
 
Die Mitarbeitervertretung verweist des Weiteren auf die sogenannte „Konzeption ..........“ vom 
Februar 2010 (Anlage B 1 der Gerichtsakten).  

 
Für die weiteren Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf die gewechselten Schriftsätze 
der Beteiligten vom 24./25. Juni 2020, 8. Januar 2021, 1. Februar 2021 - siehe Protokolle der 
öffentlichen Sitzungen des Kirchengerichts (MVG) vom 21. Oktober 2020 und 17. März 2021 
- Bezug genommen.  

 
 

II. 
 

1. Der Antrag ist zulässig und begründet.  
 

Der Antrag der Antragstellerin ist zulässig. In der Form erweist sich der Antrag der An-
tragstellerin als zulässig, da er der Regelung gemäß § 60 MVG.Württemberg entspricht, 
zumindest hinsichtlich des Hilfsantrages.  

 
Der Antrag ist auch begründet. Der Mitarbeitervertretung steht kein Recht zur Verweige-
rung der Zustimmung gemäß § 41 MVG.Württemberg zur Verfügung.  
 
Die von der Dienstgeberin vorgesehene Eingruppierung hinsichtlich der Entgeltgruppe 
TVöD S 11 b Stufe 1 erweist sich als zutreffend.  

 
Gemäß § 42 c) MVG.Württemberg in Verbindung mit § 41 Abs. 1 MVG.Württemberg darf 
die Mitarbeitervertretung ihre Zustimmung nur dann verweigern, wenn gemäß § 41 Abs. 1 
MVG.Württemberg die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Vertragsbestim-
mung, eine Dienstvereinbarung, eine Verwaltungsordnung, eine andere bindende Be-
stimmung oder eine rechtskräftige kirchengerichtliche Entscheidung verstößt.  
 
Der Dienstgeber ist für die Eingruppierung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer ge-
mäß den Arbeitsvertragsrichtlinien der Arbeitsrechtlichen Kommission der evangelischen 
Landeskirche und Diakonie in Württemberg zuständig. Gem. § 12 AVR.Württem-
berg/TVöD wird eine Eingruppierungen nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 Ent-
geltordnung (VKA) verwirklicht. 
 
Die Beschäftigte erhält ein Entgelt gemäß der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert ist. 
 

  



 
2. Die Eingruppierung in den Einrichtungen der Diakonie erfolgt gemäß der übertragenen 

Tätigkeiten gemäß den entsprechenden Entgeltgruppen. Es erfolgt die Eingruppierung 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern in die Entgeltgruppe, deren Tätigkeitsmerk-
male erfüllt sind und die der Tätigkeit das Gepräge geben. Gepräge bedeutet, dass die 
entsprechende Tätigkeit unverzichtbarer Bestandteil des Arbeitsvertrages sein muss. 
Entscheidend ist die konkrete Tätigkeit der Dienstnehmerin bzw. des Dienstnehmers. 
 

3. Die Dienstgeberseite hat eine Stellenbeschreibung für die Sozialpädagogin vorgelegt. 
Das Tätigkeitsfeld wird darin dargestellt (Anlage AS 3/Stellenbeschreibung). Danach ist 
Streetwork aufsuchende Arbeit, das Kontaktieren von Jugendlichen und jungen Erwach-
senen in den unterschiedlichen Szenen, die konkrete Hilfestellung in akuten gefährden-
den Situationen, die Beratung, Begleitung und Weitervermittlung, eine enge Kooperation 
mit den Kostenträgern, Netzwerke mit anderen Hilfsangeboten, Durchführung von Aktio-
nen wie Öffentlichkeitsarbeit.  
 
Dies entspricht 100 % Arbeitsanteil der Dienstnehmerin ........... Insbesondere soweit sich 
komplexere oder schwierigere Fragestellungen ergeben, nimmt die Dienstnehmerin - 
dies steht für das erkennende Recht nach Durchführung der mündlichen Verhandlung 
vom 17. März 2021 fest - eine Vermittlung vor, wenn sich bestimmte Problemfelder aus 
der Sacharbeit heraus ergeben.  
 
Die Konzeption aus dem Jahr 2010 ist nach Angabe des Dienstgebers nicht mehr aktuell, 
da sie überarbeitet wird. Sie ist daher nicht zum Beweis irgendeines Umstandes geeig-
net.  
 
Hinsichtlich der .......... handelt es sich um einen Oberbegriff auch für andere Streetwork 
aufsuchende Arbeit. .......... selbst ist eine Gemeinde ohne größere Drogenszene. Sozial-
raumbezogen ergibt sich daher bereits nicht der Eingruppierungswunsch der Mitarbeiter-
vertretung, diese widerspricht nämlich nicht dem Aufgabenfeld bzw. dem Tätigkeitsfeld 
der Dienstnehmerin.  
 
Die Vorgängerin der Dienstnehmerin war in Entgeltgruppe S 11 b eingruppiert und dar-
aus ergibt sich kein Momentum im Sinne der Mitarbeitervertretungsrechtsansicht. Bei der 
Streetwork aufsuchenden Arbeit handelt es sich nicht um eine klassische Streetworker-
Situation, wie es die Mitarbeitervertretung behauptet.  
 
Auch für die schwierigen Tätigkeiten blieb die Mitarbeitervertretung darlegungs- und be-
weisbelastet. Es mag sich möglicherweise um einen Grenzfall handeln, Schwerpunkt der 
Tätigkeiten der Dienstnehmerin ist jedoch nicht eine der Aufgabengruppen - weder eine 
direkte noch eine vergleichbare - aus der Aufzählung der Protokollnotiz Nummer 12. 
 
Die Dienstgeberseite unterscheidet selbst hinsichtlich der vorgeschlagenen Eingruppie-
rung zwischen S 12 und S 11 b. Sie selbst sagt, sie würde hinsichtlich der Tätigkeit eine 
Unterscheidung dafür vornehmen. Die Dienststelle .......... hat auch Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter direkt in der Suchthilfe, dieses Aufgabenfeld muss nicht durch die Dienstneh-
merin abgearbeitet bzw. erfüllt werden. Das Gericht kommt daher insgesamt zu der Über-
zeugung, dass eine besonders schwierige Tätigkeit bzw. eine schwierige Tätigkeit nicht 
gegeben ist. Die Eingruppierungsmerkmale der Eingruppierungsstufe S 11 b dürften da-
her deutlich passender sein.  
 
Dies zusammengenommen mit der Einschätzungsprärogative des Dienstgebers ergibt, 
dass der Mitarbeitervertretung ein Recht zur Verweigerung der Zustimmung nicht zu-
steht.  
 

  



 
4. Dies verhält sich jedoch nur mit der Bestätigung des Hilfsantrages. Der Hauptantrag, der 

zurückgewiesen worden ist, kann nicht als gegeben angesehen werden. Die dafür vorlie-
genden Umstände, die der Dienstgeber anfänglich vorgetragen hat, liegen nicht vor. Eine 
Zustimmungsfiktion ist nicht bzw. noch nicht eingetreten. Die Mitarbeitervertretung hat 
verschiedene Thematiken bereits im Einspruch gegen die Eingruppierung thematisiert 
bzw. problematisiert und hinreichend konkretisiert, woraus sich keine Zustimmungsfiktion 
ergeben kann.  
 

5. Eine Befangenheit der Mitarbeitervertretung liegt ebenfalls nicht vor, dies hinsichtlich der 
Dienstnehmerin ........... Sie hat keinen eigenen Vorteil, unabhängig vom Ausgang dieses 
Verfahrens. Dem Vortrag des Dienstgebers, sie würde automatisch höhergruppiert wer-
den müssen soweit die Dienstnehmerin .......... höhergruppiert werden würde, kann nicht 
gefolgt werden. Es handelt sich beim vorliegenden Verfahren ebenfalls um eine Einzel-
fallentscheidung, die die Dienstnehmerin .......... in den Blick nimmt. 
 

 

III. 
 
Eine Kostenentscheidung ist gemäß § 61. MVG.Württemberg nicht zu treffen.  
 
 
  



 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
 
(1) Gegen die verfahrensbeendenden Beschlüsse des Kirchengerichts findet die Be-
schwerde an den Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland statt. § 87 Ar-
beitsgerichtsgesetz findet entsprechende Anwendung. Für die Anfechtung der nicht verfah-
rensbeendenden Beschlüsse findet § 78 Arbeitsgerichtsgesetz entsprechende Anwendung. 
 
(2) Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den Kirchengerichtshof der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist anzunehmen, wenn 
 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschlusses bestehen, 
 
2. die Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat, 
 
3. der Beschluss von einer Entscheidung des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kir-

che in Deutschland, einer Entscheidung eines obersten Landesgerichts oder eines Bun-
desgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 
 

4. ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem der Beschluss beruhen 
kann. 

 
Für die Darlegung der Annahmegründe finden die für die Beschwerdebegründung geltenden 
Vorschriften Anwendung. 
 
(3) Die Entscheidung nach Absatz 2 trifft der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ohne mündliche Verhandlung. Die Ablehnung der Annahme ist zu begründen. 
 
(4) Das Kirchengericht in erster Instanz legt dem Kirchengerichtshof der Evangelischen Kir-
che in Deutschland die vollständigen Verfahrensakten vor. 
 
(5) Einstweilige Verfügungen kann der Vorsitzende Richter oder die Vorsitzende Richterin in 
dringenden Fällen allein treffen. 
 
(6) Die Entscheidungen des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sind endgültig. 
 
(7) Im Übrigen finden, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, die Vor-
schriften des Arbeitsgerichtsgesetzes über die Beschwerde im Beschlussverfahren in der je-
weils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nunmehr Rechtsmittelgericht der Kirchengerichtshof der 
EKD, Herrenhäuserstraße 12, 30419 Hannover ist. 
 
  



 
 
 
 

 
Daniel Obst 

Vorsitzender Richter am Kirchengericht 
    
    
 
Monika Strobach          Hannelore Zinßer 
Besitzende Richterin         Besitzende Richterin 
 


